
 

14.1  
Rechnungsprüfungsordnung 

 

 
Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Monheim am Rhein 

 
vom 11.12.2025 

 
Der Rat der Stadt Monheim am Rhein hat am 11.12.2025 zur Durchführung der in den §§ 59 
Absatz 3 und 4, 92 Absätze 3, 101 bis 104 und 116 Absatz 8 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW S. 666), in der zurzeit geltenden Fassung, enthaltenen Bestimmungen folgende 
Rechnungsprüfungsordnung beschlossen: 
 
 

Präambel 

Die Rechnungsprüfungsordnung bestimmt den Rahmen, die Aufgaben und die 
Grundsätze der örtlichen Rechnungsprüfung. Die örtliche Rechnungsprüfung ist ein 
Instrument der Finanz- und Systemkontrolle. Als Prüfungs- und Kontrollorgan wahrt sie 
die Interessen der Bürgerinnen und Bürger an einer ordnungsgemäßen Verwaltung. Die 
örtliche Rechnungsprüfung bezweckt mit ihrer Tätigkeit: 

- die Förderung der rechtmäßigen, zweckmäßigen und wirtschaftlichen 
Aufgabenwahrnehmung der Verwaltung, 

- die Schaffung finanzieller und qualitativer Mehrwerte, 
- die Optimierung von Strukturen und Prozesse und 
- der Hinweis auf Veränderungen und deren Begleitung sowie Beratung. 

 
Die örtliche Rechnungsprüfung unterstützt mit den Ergebnissen ihrer Prüfungen und 
Beratungen sowohl den Rat und seine Ausschüsse, insbesondere den 
Rechnungsprüfungsausschuss, als auch die Verwaltungsführung. 
 
Ihre Prüfungen und Beratungen richtet die örtliche Rechnungsprüfung an Chancen, 
Nutzen und Risiken aus. Dabei achtet sie auch auf ihre eigene Effizienz. 
 
Die örtliche Rechnungsprüfung trägt im Rahmen ihrer Prüfaufgaben zur Verbesserung 
der Ergebnisse und Prozesse in den geprüften Bereichen bei. Sie soll dabei auch 
beratend tätig werden, ist aber nicht berechtigt, in Verwaltungsgeschäfte einzugreifen 
oder Weisungen für den Dienstbetrieb zu erteilen. 
Die Beteiligung oder begleitende Mitwirkung der örtlichen Rechnungsprüfung entbindet 
die Abteilungen nicht von ihrer Entscheidungsverantwortung. Auch wird die 
Verpflichtung der Leitungen der Organisationseinheiten zur eigenständigen Prüfung und 
Kontrolle in ihrem Dienstbereich durch die Rechnungsprüfungsordnung nicht berührt. 
Die Arbeit der örtlichen Rechnungsprüfung ist davon geprägt, konstruktiv an einer 
Optimierung der Verwaltungsleistung mitzuwirken. Dies setzt eine vertrauensvolle und 
kooperative Zusammenarbeit aller Beteiligten voraus. Hierzu gehört auch das Recht 
eines jeden Beschäftigten, sich jederzeit an die Rechnungsprüfung zu wenden, die 
Würdigung positiv geleisteter Arbeit und die gemeinsame Entwicklung von 
Verbesserungsvorschlägen. 
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§ 1   Rechtliche Stellung der Rechnungsprüfung 

(1) Die Stadt Monheim am Rhein hat gem. § 101 GO NRW eine örtliche 
Rechnungsprüfung eingerichtet. Die Rechnungsprüfung ist dem Stadtrat 
unmittelbar verantwortlich und ihm in ihrer sachlichen Tätigkeit unmittelbar 
unterstellt. 

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben, die gem. § 59 Abs. 3 GO NRW in die Zuständigkeit des 
Rechnungsprüfungsausschusses fallen, bedient sich dieser der Rechnungsprüfung. 

(3) Die Bürgermeisterin/ Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzte/ Dienstvorgesetzter 
der Beschäftigten der Rechnungsprüfung. 

(4) Die Leitung sowie die Prüferinnen und Prüfer der Rechnungsprüfung werden 
gemäß § 101 Abs. 4 GO NRW auf Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses 
vom Rat bestellt und abberufen. 

(5) In der Beurteilung der Prüfungsvorgänge ist die Rechnungsprüfung nur dem 
Gesetz unterworfen. Die Rechnungsprüfung ist insoweit von fachlichen Weisungen 
frei. 

(6) Die Rechnungsprüfung führt den mit den Prüfungsaufgaben verbundenen internen 
und externen Schriftwechsel selbständig. Bei externem Schriftverkehr sind 
Briefbogen mit der Bezeichnung „Stadt Monheim am Rhein – 
Rechnungsprüfung“ zu verwenden, sofern keine anderslautenden gesetzlichen 
Regelungen entgegenstehen. 

(7) Die Rechnungsprüfung ist Prüfeinrichtung im Sinne des § 2 
Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW (KorruptionsbG NRW). 

(8) In Erfüllung ihrer Aufgaben ist die Rechnungsprüfung gem. § 9 Abs. 1 
Datenschutzgesetz NRW (DSG NRW) berechtigt, sich personenbezogene Daten 
übermitteln zu lassen und zu verarbeiten. Unter Beachtung des § 6 DSG NRW ist 
sie zum Abruf von in automatisierten Verfahren bereitgehaltenen Daten berechtigt. 

 
 

§ 2   Aufgaben der Rechnungsprüfung 

(1) Die Rechnungsprüfung übernimmt die gesetzlichen Pflichtaufgaben gemäß 
§§ 102 und 104 Abs. 1 GO NRW. 
Statt der dauernden Überwachung der Zahlungsabwicklung nach 
§ 104 Abs. 1 Nr. 4 GO NRW kann die Zahlungsabwicklung in analoger Anwendung 
des § 31 Abs. 5 KomHVO auch mindestens einmal jährlich unvermutet geprüft 
werden. 

(2) Darüber hinaus nimmt die Rechnungsprüfung weitere gesetzliche Aufgaben 
aufgrund spezialrechtlicher Vorschriften wahr. Hierunter fallen: 

- die Anzeigepflicht gem. § 3 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW, 
- die Beratungspflicht gem. § 4 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW, 
- die sich aus sonstigen Rechtsvorschriften ergebenden Aufgaben. 
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(3) Zudem kann die Rechnungsprüfung zusätzliche Aufgaben im Sinne des 
§ 104 Abs. 2 GO NRW wahrnehmen. 

(4) Der Stadtrat hat der Rechnungsprüfung in der Ausübung seines Wahlrechts gemäß 
§ 104 Abs. 3 GO NRW folgende weitere Aufgaben übertragen: 

1. die Mitwirkung bei der Stellenbewertung für Beschäftigte der Stadt Monheim 
am Rhein, 

2. die Prüfung der Kassen-, Buch- und Betriebsführung von Unternehmen, 
Einrichtungen, Anstalten, Verbänden, Vereinen, Stiftungen und dergleichen, 
an denen die Stadt beteiligt oder wegen ihrer Aufgabenerfüllung interessiert 
ist und die, die eine Prüfung durch die Rechnungsprüfung der Stadt 
beantragen, 

3. die Prüfung von Unternehmen, an denen die Stadt beteiligt ist, auf 
Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit, 

4. die Stellungnahme zu bzw. die Mitwirkung bei allen beabsichtigten wichtigen 
organisatorischen Änderungen und wesentlichen Neueinrichtungen in der 
Verwaltung, insbesondere auf den Gebieten des Finanzmanagements, des 
Vergabewesens, des Gesellschaftsrechts und der Informationsverarbeitung, 
sowie zu Verträgen mit besonderer wirtschaftlicher Bedeutung vor ihrem 
Abschluss, 

5. die Prüfung von Bauausführungen und Bauabrechnungen ein­ schließlich 
begleitender Prüfung einzelner Baumaßnahmen (technische Prüfung), 

6. die Prüfung von Gebührenbedarfsberechnungen (Benutzungsgebühren) und 
von Betriebsabrechnungen, 

7. die Prüfung von Verwendungsnachweisen, sofern dies durch den 
Zuschussgeber gefordert ist, 

8. die Beratung der Verwaltung, Betriebe und sonstigen Einrichtungen im 
Rahmen der vorgenannten Aufgaben, insbesondere mit dem Ziel der 
Verhinderung von Unregelmäßigkeiten. 

(5) Neben den zuvor genannten Aufgaben kann auf Anfrage der 
Organisationseinheiten der Stadt Monheim am Rhein die Rechnungsprüfung 
beratend tätig werden (z.B. in vergaberechtlichen Angelegenheiten). 

(6) Durch die nach den Absätzen 3 bis 5 genannten Aufgaben darf die Durchführung 
der gesetzlichen Pflichtaufgaben nach Absatz 1 nicht beeinträchtigt werden. 

(7) Art und Umfang der Prüfungen bestimmt die Leitung der Rechnungsprüfung nach 
pflichtgemäßem Ermessen. 
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§ 3   Erteilung von Prüfaufträgen 

(1) Der Stadtrat kann der Rechnungsprüfung gemäß § 104 Abs. 3 GO NRW Prüfaufträge 
erteilen. 

(2) Die Bürgermeisterin/ Der Bürgermeister kann gemäß § 104 Abs. 4 GO NRW innerhalb 
ihres/ seines Amtsbereiches unter Mitteilung an den Rechnungsprüfungsausschuss der 
Rechnungsprüfung Aufträge zu Prüfungen im Einzelfall erteilen. 

(3) Diese Auftragsprüfungen sind Sonderprüfungen. Durch Sonderprüfungen darf die 
Durchführung der gesetzlichen und übertragenen Aufgaben nicht beeinträchtigt 
werden. 

 
 

§ 4   Befugnisse der Rechnungsprüfung 

(1) Die Organisationseinheiten und die sonstigen der Prüfung unterliegenden Stellen 
haben die Prüferinnen und Prüfern bei ihren Prüfungsaufgaben in jeder Weise zu 
unterstützen. Sie haben der Rechnungsprüfung alle für die ordnungsgemäße 
Wahrnehmung der in §§ 2 und 3 beschriebenen Aufgaben notwendigen Unterlagen 
unverzüglich und möglichst in elektronischer Form zuzuleiten. Der 
Rechnungsprüfung sind alle für die Prüfung notwendigen Auskünfte umgehend zu 
erteilen, Akten, Schriftstücke und sonstige Unterlagen auf Verlangen kurzfristig und 
vollständig vorzulegen, auszuhändigen oder einzusenden, soweit nicht gesetzliche 
Bestimmungen entgegenstehen. Dies gilt auch gegenüber Abschlussprüfern der 
verselbstständigten Aufgabenbereiche bzw. gegenüber Mutter- und 
Tochterunternehmen (§§ 102 Abs. 7 und 104 Abs. 5 GO NRW).  
Sofern Informationen und Unterlagen in digitaler oder elektronischer Form 
vorliegen, ist die Rechnungsprüfung auf Verlangen ein unmittelbares 
softwaregestütztes Leserecht auf die entsprechenden Fachverfahren, 
Dokumentenmanagementsysteme, Datenbanken u.Ä. einzurichten. 

(2) Soweit Verwaltungsaufgaben, die der Prüfung durch die Rechnungsprüfung 
unterliegen, Dritten übertragen werden, ist festzulegen, wie die Prüfungsrechte 
gesichert werden und die Prüfung nach der Übertragung erfolgt. Durch die 
Bürgermeisterin/ den Bürgermeister der Stadt ist insbesondere sicherzustellen, 
dass die Rechte und Pflichten der Rechnungsprüfung aus den §§ 4 ff. der 
Rechnungsprüfungsordnung, die sich auf den Gegenstand der 
Aufgabenübertragung beziehen, nicht eingeschränkt werden. 

(3) Die Leitung und die Prüferinnen und Prüfer der Rechnungsprüfung sind befugt, 
Ortsbesichtigungen, insbesondere auf Baustellen und bei Inventuraufnahmen, 
vorzunehmen und die zu prüfenden Stellen aufzusuchen. Sie haben im Rahmen 
ihrer Prüfungsaufgaben Zutritt zu allen Grundstücken, Räumen und Baustellen und 
können die Öffnung von Schränken und Behältern sowie das Öffnen von Dateien, 
Datenbanken u.Ä. verlangen. Sie weisen sich auf Verlangen durch einen 
Dienstausweis aus. 
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(4) Die Leitung der Rechnungsprüfung ist berechtigt, an den Sitzungen des Stadtrates 
und aller Ausschüsse teilzunehmen oder sich vertreten zu lassen. Sie entscheidet 
nach pflichtgemäßem Ermessen, an welchen Ausschusssitzungen und im Einzelfall 
auch Ratssitzungen Prüferinnen und Prüfer teilnehmen. 

 
 

§ 5   Meldepflicht bei Unregelmäßigkeiten 

(1) Die Rechnungsprüfung ist von der betroffenen Organisationseinheit unverzüglich 
über festgestellte oder vermutete dienstliche Verfehlungen, Unregelmäßigkeiten 
oder sonstige Ursachen, durch die ein Vermögensschaden für die Stadt entstanden 
oder zu befürchten ist, unter Darlegung des Sachverhaltes zu unterrichten. 
Hierunter fallen insbesondere alle Verluste durch Diebstahl, Raub, Zerstörung, 
Kassenfehlbeträge ab 50,00 EUR, Hinweise auf Veruntreuung, Unterschlagung, 
Korruption, Eröffnung von Insolvenzverfahren von Vertragspartnern usw.  
Diese Regelung gilt auch für von der Stadt Monheim am Rhein zu verwaltendes 
Fremdvermögen (wie Zuwendungen). 

(2) Vorkommnisse nach Absatz 1 sind der Rechnungsprüfung von der Leitung der 
Organisationseinheit mitzuteilen. Ist diese selbst betroffen, so macht ihre 
Vertretung die Mitteilung. Zugleich ist die Bürgermeisterin/der Bürgermeister zu 
benachrichtigen. 

(3) Die Verwaltung hat die Rechnungsprüfung unverzüglich zu informieren, wenn 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungen aufgrund von Unregelmäßigkeiten eingeleitet 
worden sind. 

(4) Sofern die Rechnungsprüfung bei der Durchführung von Prüfungen Kenntnisse 
erlangt, die einen begründeten Verdacht auf Unregelmäßigkeiten (z.B. 
Veruntreuung, Unterschlagung, Diebstahl, Korruption) zulassen, hat sie die 
Bürgermeisterin/ den Bürgermeister darüber unverzüglich zu informieren. 

(5) Die Rechnungsprüfung ist darüber hinaus durch die jeweils zuständige 
Organisationseinheit unverzüglich über schwerwiegende Störungen im Bereich der 
Informationsverarbeitung zu unterrichten. Als schwerwiegend gelten 
insbesondere Ereignisse, die Auswirkungen auf das Buchungs- oder 
Zahlungsgeschäft und/ oder auf den Datenbestand haben oder von grundsätzlicher 
Bedeutung für die Sicherheit und/ oder den Ablauf der Informationsverarbeitung 
der Stadt sind. 

 
 

§ 6   Pflichten zur Beteiligung  
und zur allgemeinen Information der Rechnungsprüfung 

(1) Die Rechnungsprüfung ist bei allen beabsichtigten Regelungen, die ihre Prüfrechte 
und/ oder Prüfungsverpflichtungen betreffen, in Kenntnis zu setzen. 

(2) Die Rechnungsprüfung ist von der Absicht, wesentliche Änderungen in der 
Organisation der Verwaltung, auf dem Gebiet des Finanzmanagements, des 
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Vergabewesens und in der Informationsverarbeitung vorzunehmen, so rechtzeitig 
zu unterrichten, dass sie vor der Entscheidung eine Stellungnahme abgeben kann 
bzw. eine begleitende Prüfung ermöglicht wird. Der Rechnungsprüfung ist 
Gelegenheit zu geben, in entsprechenden Arbeitskreisen oder Projektgruppen 
beratend mitzuwirken.  
Der Einsatz aller buchführungs- und zahlungsrelevanten IT­ Verfahren sowie deren 
Änderung ist der Rechnungsprüfung mitzuteilen, so dass sie vor deren Anwendung 
geprüft werden können. Die Pflicht der Fachbereiche, die Programme gemäß 
§ 28 Abs. 5 Nr. 1 KomHVO NRW zu prüfen und freizugeben, bleibt hiervon 
unberührt. 

(3) Satzungen bzw. Gesellschaftsverträge einschließlich Entwürfen und Änderungen 
von Gesellschaften, Zweckverbänden, Anstalten, Vereinen, Stiftungen und 
sonstigen Körperschaften und Einrichtungen, an denen die Stadt beteiligt ist oder 
sich beteiligen will, sind der Rechnungsprüfung so rechtzeitig vorzulegen, dass ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wird. Die Stellungnahme erstreckt sich 
vornehmlich auf die Einhaltung des 11. Teils der GO NRW (§ 107 bis § 115), die 
Sicherstellung der gesetzlich zulässigen Prüfungsrechte und ggf. der 
abgabenrechtlichen Bestimmungen. 

(4) Der Rechnungsprüfung ist der Gesamtabschluss der Stadt Monheim am Rhein 
zuzuleiten. 

(5) Der Rechnungsprüfung ist ein uneingeschränktes Leserecht auf das gesamte 
Informationssystem des Rates und seiner Ausschüsse sowie sonstiger Gremien 
einschließlich des nichtöffentlichen Teils zu gewähren. 

(6) Die Rechnungsprüfung ist über Aktivitäten anderer Prüfungseinrichtungen 
umgehend in Kenntnis zu setzen. Prüfungsberichte anderer Prüfungsorgane 
(Bundesrechnungshof, Landesrechnungshof, Gemeindeprüfungsanstalt, 
Finanzamt, Wirtschaftsprüfer usw.) einschließlich der Stellungnahmen der 
Verwaltung sind der Rechnungsprüfung unverzüglich zuzuleiten. Bedeutende 
eigene und alle externen Organisationsgutachten, Gutachten in Fragen des 
Gesellschafts- und Steuerrechts, des Finanzmanagements sowie des 
Vergabewesens sind der Rechnungsprüfung durch die sachbearbeitenden 
Organisationseinheiten auf Anfrage vorzulegen. 

(7) Bei Projekten ab 100.000,00 EUR für Bauleistungen im Sinne der VOB/A und 
10.000,00 EUR für Liefer- und Dienstleistungen im Sinn der UVgO ist die 
Rechnungsprüfung frühzeitig in das Projekt miteinzubinden, um eine Beratung 
und/ oder sachgerechte begleitende Prüfung vorzunehmen. 
Über vergaberechtliche Rechtsstreitigkeiten (z.B. Verfahren vor der 
Vergabekammer) ist die Rechnungsprüfung unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

(8) Die Namen der Beschäftigten, die ermächtigt werden, Bargeld für die 
Stadtverwaltung anzunehmen oder auszuzahlen, sind der Rechnungsprüfung 
mitzuteilen. Sofern die Daten elektronisch verarbeitet werden, ist der 
Rechnungsprüfung auf Anforderung ein Leserecht einzurichten. 

(9) Für die Prüfung der Baukostenrechnungen sind die vollständigen Bauakten 
einschließlich sämtlichen Schriftverkehrs vorzulegen. 
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(10) Drittmittelfinanzierte Maßnahmen sind unverzüglich nach der Bewilligung der 
Drittmittel schriftlich mit Durchschrift des Antrages und der 
Bewilligungsbestimmungen bei der Rechnungsprüfung anzuzeigen. 

 
 

§ 7   Organisation und Arbeitsablauf der Rechnungsprüfung 

(1) Die Leitung der Rechnungsprüfung stellt die Prüfpläne auf, verteilt die 
Prüfgeschäfte und ist für ihre ordnungsgemäße und rechtzeitige Erledigung 
verantwortlich. Sie informiert die Bürgermeisterin/ den Bürgermeister bis zum 
31. Januar des jeweiligen Kalenderjahres über die für das jeweilige Kalenderjahr 
aufgestellten Prüfpläne. Sofern bei Prüfungen besondere Vorkommnisse 
festgestellt werden, erfolgt eine zeitnahe Information der Bürgermeisterin/ des 
Bürgermeisters. Die Prüfpläne sowie die bei der Prüfung festgestellten besonderen 
Vorkommnisse sind ebenfalls im Rechnungsprüfungsausschuss vorzustellen. 

(2) Die Leitungen der zu prüfenden Organisationseinheiten sind über eine anstehende 
Prüfung zu informieren, soweit es der Prüfungszweck zulässt. Methode und 
Umfang der Prüfung sind im Rahmen der von der Leitung der Rechnungsprüfung 
erteilten Weisungen von den Prüferinnen und Prüfern festzulegen. Dabei ist der 
Aufwand jeder Prüfung zu ihrem Nutzen bzw. dem bestehenden Risiko ins 
Verhältnis zu setzen. Die in der Präambel zu dieser Rechnungsprüfungsordnung 
beschriebenen Grundsätze werden beachtet. Stößt die Prüfung auf 
Schwierigkeiten, so hat die Leitung der Rechnungsprüfung die zuständige 
Bereichsleitung, ggf. die Bürgermeisterin/ den Bürgermeister um die 
erforderlichen Maßnahmen zu bitten. 

(3) Vor Abschluss von Prüfungen soll das Prüfergebnis mit der geprüften Stelle 
besprochen werden (Schlussbesprechung). 

(4) Die Prüferinnen und Prüfer der Rechnungsprüfung fassen ihre Ergebnisse danach 
in einem Prüfungsvermerk oder Prüfungsbericht zusammen und leiten diesen, 
nach Abstimmung mit der Leitung der Rechnungsprüfung den geprüften Stellen 
umgehend zu. Den geprüften Stellen soll damit Gelegenheit gegeben werden, 
möglichst schnell Beanstandungen zu klären bzw. auszuräumen sowie Hinweise 
umzusetzen. 
Soweit gefordert, ist zu den Berichten und Prüfungsbemerkungen der 
Rechnungsprüfung fristgerecht Stellung zu nehmen. 

(5) Unbeschadet gesetzlicher Vorlagepflichten sind dem 
Rechnungsprüfungsausschuss Berichte von besonderer Bedeutung zuzuleiten. Im 
Einzelfall entscheidet die Leitung der Rechnungsprüfung. Die Stellungnahme der 
Bürgermeisterin/ des Bürgermeisters ist dem Bericht möglichst beizufügen; dabei 
hat die Rechnungsprüfung anzugeben, inwieweit es die Prüfungsbemerkungen und 
-hinweise für ausgeräumt hält. 

(6) Prüfberichte und -vermerke sind vertraulich zu behandeln. 

(7) Die Überwachung der Umsetzung der Empfehlungen ist nicht Aufgabe der 
Rechnungsprüfung. Die Rechnungsprüfung behält sich vor, Nachprüfungen 
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vorzunehmen oder durch begleitende Prüfungen zu unterstützen. Die 
Zuständigkeit anderer Organisationseinheiten bleibt unberührt. 

(8) Soweit sich bei der Aufgabenerledigung Anhaltspunkte für Veruntreuungen, 
Unterschlagungen, Korruption oder sonstige Pflichtwidrigkeiten ergeben, hat die 
Leitung der Rechnungsprüfung die gem. § 3 KorruptionsbG NRW bestehenden 
Anzeige- und Informationspflichten zu beachten. 

(9) Die Prüferinnen und Prüfer sind verpflichtet, über alle Feststellungen und ihnen 
dienstlich bekanntwerdende Vorgänge, Verschwiegenheit zu bewahren. Sie haben 
die Leitung der Rechnungsprüfung über alle wesentlichen Mängel und 
Unregelmäßigkeiten unverzüglich zu unterrichten. 

 

 

§ 8   Inkrafttreten 

Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt zum 11.12.2025 in Kraft und ersetzt die bisherige 
Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Monheim am Rhein vom 13.12.2023. 
 


